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siehe Änderung Nr. 1.20

Hansestadt Herford
Bebauungsplan Nr. 12.32

"Luttenberg" Änderung Nr. 1.20

Dieser Plan hat gemäß § 3 (2) BauGB vom 
bis                                  öffentlich ausgelegen.                 

Ort und Zeit der öffentlichen Auslegung sind am            
                                  bekanntgemacht worden.

Herford, den                                           Der Bürgermeister
                                                Im Auftrage:  

Dieser Plan ist gemäß § 10(1) BauGB vom Rat der Hansestadt           
Herford am   27.10.2023    als Satzung beschlossen worden.

Herford, den    

                                          Bürgermeister

Der Satzungsbeschluss sowie Ort und Zeit der Auslegung 
sind gemäß § 10(3) BauGB am                   
ortsüblich bekanntgemacht worden.
Die Bebauungsplanänderung  liegt ab                              

Herford, den   

                                          Bürgermeister

Maßstab    1: 1000
Flur:         72

Kartengrundlage: Katasterkarte
Gemarkung:         Herford

                                 Abt.L. -Stadtplanung-

öffentlich aus.                             
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14.06.2023 

21.09.2023 

LS gez. Wöhler
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LS

gez. Kähler

gez. Kähler

15.11.2023

15.11.2023

22.11.2023

Für die Planung:

Herford, den 

Beigeordneter

Die Darstellung der Grundstücksgrenzen stimmt mit dem               
Katasternachweis überein.
Die Planunterlage entspricht den Anforderungen des § 1

Herford, den  

Der Bau- u. Umweltausschuss der Hansestadt Herford hat 
gemäß § 2(1) BauGB am                         die Aufstellung der
Bebauungsplanänderung beschlossen. Der Aufstellungsbe-
schluss ist am                              ortsüblich bekanntgemacht 

Herford, den 

                                  Vorsitzender des Bau- u.Umweltausschusses

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 (1) BauGB hat vom                               bis zum                  

Herford, den 

                                  Abt.L. -Stadtplanung-

Dieser Plan wurde gemäß § 4 BauGB mit den Behörden und
sonstigen Trägern öffentlicher Belange abgestimmt.

Herford, den 

                                  Abt.L. -Stadtplanung-

Dieser Plan ist gemäß § 3(2) BauGB vom Bau- und Umwelt-
ausschuss der Hansestadt Herford am 
als Entwurf beschlossen worden.

Herford, den 

                                  Vorsitzender des Bau- u.Umweltausschusses

Abt.L -Stadtplanung-

Kreis Herford
Der Landrat

Kataster- u. Vermessungsamt

der Planzeichenverordnung.

                                  stattgefunden.            
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Bauplanungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB
i.V.m. der BauNVO zum Bebauungsplan Nr. 12.32
„Luttenberg“ - Änderung Nr. 1.20

1. Art der baulichen Nutzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

Flächen für den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)
Innerhalb der Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung Schule sind
Schulgebäude, Sporthalle und die erforderlichen Freiflächen und Nebenanlagen
zulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung gemäß § 16 - 21 BauNVO

2.1 Grundflächenzahl § 17 und 19 BauNVO
Innerhalb der Fläche für Gemeinbedarf/ Schule ist eine Grundflächenzahl (GRZ) von
0,4 zulässig.

2.2 Zahl der Vollgeschosse § 18 BauNVO
Die Zahl der Vollgeschosse im östlichen Bereich Gemeinbedarf/ Schule beträgt zwei
Vollgeschosse, im westlichen Bereich sind es drei Vollgeschosse.

2.3 Höhe der baulichen Anlagen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB und § 18 BauNVO

2.3.1 Bestimmung der maßgeblichen Geländehöhe
Maßgeblich für die Bestimmung der Höhe baulicher Anlagen ist die natürliche
Geländeoberfläche, die sich aus den im Bebauungsplan durch Höhepunkte in Meter
über NHN eingetragenen Angaben ergibt. Zwischenhöhen ergeben sich durch
Interpolation. Bei geneigter Fläche in einem Baufenster wird die maßgebliche
Geländehöhe für ein Gebäude am geometrischen Schwerpunkt der Grundfläche des
Gebäudes bestimmt.

2.3.2 Oberer Bezugspunkt Gebäudehöhe
Der obere Bezugspunkt für die zulässigen Gebäudehöhen ist der höchste Punkt der
oberen Dachkonstruktion der Dacheindeckung. Bei Flachdachhäusern ist der
höchste Punkt der Dachkonstruktion zwingend als festgesetzte Gebäudehöhe
einzuhalten.
Ausnahmsweise darf gemäß § 31 Abs. 1 BauGB bei Flachdachgebäuden die
Gebäudehöhe für die Aufstellung von Solaranlagen, Rohrleitungen und
haustechnischen Anlagen um maximal 1,00 m überschritten werden, sofern diese
um mindestens 2,00 m von der Außenkante zur Gebäudemitte hin versetzt wird.
Diese Festsetzung gilt in Ausnahmefällen auch für Aufzüge.

3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Fläche § 9 Abs. 1 Nr. 2
BauGB

3.1 Bauweise § 22 BauNVO
Es wird eine offene Bauweise mit seitlichem Grenzabstand gemäß § 22 Abs. 1
BauNVO festgesetzt.

3.2 Überschreitung der Baugrenzen § 23 Abs. 3 BauNVO
Überschreitungen der Baugrenze sind nur bis zu 1,0 m abweichend von der
Landesbauordnung NRW 2018 § 6 - durch untergeordnete Bauteile (z.B. Erker,
Hauseingänge, Einrichtungen des Brandschutzes) gemäß § 31 Abs. 1 BauGB und §
23 Abs. 3 BauNVO zulässig.
3.3 Garagen, Carports und Stellplätze § 12 Abs. 6 BauNVO und § 9 Abs. 1 Nr. 4
BauGB
Garagen, Carports und nicht überdachte Stellplätze sind ausschließlich innerhalb
der überbaubaren Grundstücksflächen sowie innerhalb der dafür vorgesehen,
entsprechend gekennzeichneten Flächen zulässig.

4. Bäume, Sträucher und sonstige Bepflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a
BauGB

4.1 Errichtung von Dachbegrünung (§9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)
Flachdächer mit einer Dachneigung von 0° - 7° auf allen baulichen Anlagen ab
einer Größe von 15 m² müssen extensiv bepflanz werden (§9 Abs. 1 Nr. 25
BauGB). Diese Festsetzung greift nicht, wenn das Dach eine Nutzung hat.
4.2 Eingrünung mit Hecken und Sträuchern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)
Entlang der Baugrenze an der Kesselstraße sind zwischen Baugrenze und
Verkehrsfläche, sofern der Abstand zwischen Gebäude und Verkehrsfläche weniger
als 5m beträgt, gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB im Abstand von 10 m drei
Säulenhainbuchen (Carpinus betulus Columnaris) sowie eine gemischte Pflanzung
bestehend aus folgender Liste zu pflanzen:
Feldahorn (Acer campestre)

bestehend aus folgender Liste zu pflanzen:
Feldahorn (Acer campestre)
Schlehe (Prunus spinosa)
Eibe (Taxus)
Weißdorn (Crataegus monogyna)
Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna)
Gemeine Heckenkirsche (Lonicera xylosteum)
Roter Hartriegel (Cornus sanguinea)
Gemeiner Liguster (Ligustrum vulgare)

5. Gestaltung der nicht überbauten Flächen gemäß § 8 Abs. 1 und § 3 BauO
NRW 2018 und Begrünung gemäß § 89 Abs. 1 Nr. 5 und Nr. 7 BauO NRW
2018

5.1 Geländemodellierung
Das natürlich vorhandene Gelände darf im Bereich außerhalb der Bestimmung der
maßgeblichen Geländehöhe grundsätzlich nicht verändert werden. Gemäß § 8 Abs.
3 BauO NRW ist die natürliche Geländeoberfläche in ihrer Höhenlage zu erhalten,
gärtnerisch anzulegen und zu bepflanzen, um das Orts- und Landschaftsbild zu
wahren.

Die Anlage der Außenanlagen mit der Bepflanzung sowie den geplanten
Geländehöhen ist im Lageplan zur Baugenehmigung detailliert darzustellen und
nachzuweisen. Alle Geländeveränderungen (Aushub/Auffüllungen) sind im Lageplan
darzustellen und in NHN anzugeben.

6. Verkehrsfläche, Sichtdreiecke

Die Einteilung der Verkehrsflächen z.B. in Fahrbahnflächen, Verkehrsgrün,
Fußwege- und Parkplatzflächen ist nicht Gegenstand der Festsetzungen.
Innerhalb der Sichtdreiecke, die zur Verkehrsübersicht freigehalten werden müssen,
sind Anpflanzungen und bauliche Anlagen im Bereich zwischen 0,70 m und 2,50 m
Höhe über die Verkehrsfläche unzulässig. Zulässig sind hochstämmige Bäume
standortgerechter und heimischer Arten.

Hinweise zur Beachtung

a. Bau- und Bodendenkmäler

Für Maßnahmen in der engeren Umgebung von Bau- und Bodendenkmälern besteht
die Erlaubnispflicht für Veränderungen, die das Erscheinungsbild - oder das
Denkmal selbst - beeinträchtigen. Dies gilt auch für bauliche Anlagen innerhalb der
Baugrenzen. Erlaubnisanträge sind an die Untere Denkmalbehörde der Hansestadt
Herford zu richten. (§ 9,15 DSchG NRW)
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/ oder naturgeschichtliche
Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und
Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber
auch Zeugnisse tierischen und/ oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher
Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt/
Gemeinde als Untere Denkmalbehörde und/ oder der LWL-Archäologie für
Westfalen/ Außenstelle Bielefeld (Am Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld, Tel. 0521-
591-8961; E-Mail: lwl-archaeologie-bielefeld@lwl.org) unverzüglich anzuzeigen.
Das entdeckte Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von

591-8961; E-Mail: lwl-archaeologie-bielefeld@lwl.org) unverzüglich anzuzeigen.
Das entdeckte Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von
einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Obere
Denkmalbehörde die Entdeckungsstätte vorher freigibt oder die Fortsetzung der
Arbeiten gestattet. Die Obere Denkmalbehörde kann die Frist verlängern, wenn die
sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des Bodendenkmals dies erfordern
und dies für die Betroffenen zumutbar ist (§ 16 Abs. 2 DSchG NRW). Gegenüber
der Eigentümerin oder dem Eigentümer sowie den sonstigen Nutzungsberechtigten
eines Grundstücks, auf dem Bodendenkmäler entdeckt werden, kann angeordnet
werden, dass die notwendigen Maßnahmen zur sachgemäßen Bergung des
Bodendenkmals sowie zur Klärung der Fundumstände und zur Sicherung weiterer
auf dem Grundstück vorhandener Bodendenkmäler zu dulden sind (§ 16 Abs. 4
DSchG NRW).

b. Bodenverfärbungen

Werden bei Bodenaushubarbeiten auffällige Bodenverfärbungen und
Verunreinigungen des Erdreichs festgestellt oder Abfallstoffe vorgefunden, sind die
Bauarbeiten einzustellen und die untere Bodenschutzbehörde des Kreises Herford
ist umgehend hiervon zu informieren.

c. Bombenbetroffene Zonen

Das Plangebiet ist als nicht bombenbetroffene Zone eingestuft.

d. Baumschutzsatzung der Hansestadt Herford

Im gesamten Plangebiet gilt die Satzung zum Schutze des Baumbestandes im
Gebiet der Hansestadt Herford vom 06.07.2001 entsprechend § 3 und der DIN
18920 Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei
Baumaßnahmen. Zusätzlich zu der vorhandenen Baumkrone haben bauliche
Einrichtungen sowie Baustelleneinrichtungen und deren Versorgung jeglicher Art
einen Mindestabstand von 1,50 m einzuhalten. Die zu schützende Bereiche sind
entsprechend der DIN 18920 durch geeignete Maßnahmen während sämtlicher
Bautätigkeiten zu schützen.

e. Rechtskraft

Mit dem Satzungsbeschluss der Änderung Nr. 1.20 werden in dessen
Geltungsbereich die verbindlichen Regelungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes
Nr. 12.32 „Luttenberg“ unwirksam und durch die der Änderung Nr. 1.20 ersetzt.

Änderung Nr. 1.20

Gestaltung baulicher Anlagen

 0°-7° DachneigungFD Flachdach

Linien und Flächen

Fläche für Nebenanlagen

St Stellplätze für PKW

GH max. 9,0 m      maximale Gebäudehöhe

Rechtsgrundlagen zur Änderung Nr. 1.20

BauGB Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. l S.
3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04. Januar 2023 (BGBl. l 2023 l Nr. 6)

BauNVO Baunutzungsverordnung (Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundtücke) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 04. Januar 2023 (BGBI. 2023 l Nr. 6)

BauO NRW Landesbauordnung Nordrhein - Westfalen 2018 in der Fassung vom 21.07.2018 (GV
NRW S. 421), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. September 2021 (GV. NRW. S.
1086)

PlanzV 90 Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 l S. 58), die zuletzt durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. l S. 1802) geändert worden ist.

DIN 18920 Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen
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